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Bericht des Vorstands 

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

zu Tagesordnungspunkt 5 

der Hauptversammlung am 30. August 2023 

über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts bei der Verwendung 
eigener Aktien sowie für den Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts 

 
Unter Punkt 5 der Tagesordnung wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, den 
Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien der 
Gesellschaft bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals oder - falls dieser Betrag geringer  
ist - des zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben und - auch unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre - zu verwenden. Der Erwerb eigener Aktien kann auf 
Grundlage der vorgeschlagenen Ermächtigung entweder mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten erfolgen. 
 
Erfolgt der Erwerb eigener Aktien mittels eines an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Kaufangebots oder einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten, kann nach der vorgeschlagenen 
Ermächtigung, sofern die Gesamtzahl der zum Erwerb angebotenen (angedienten) 
Aktien ein vom Vorstand festgelegtes Volumen überschreitet, der Erwerb nach dem 
Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquoten) erfolgen. Nur wenn im 
Grundsatz ein Erwerb nach Andienungsquoten statt nach Beteiligungsquoten erfolgen 
kann, lässt sich das Erwerbsverfahren in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen 
technisch abwickeln. Darüber hinaus soll eine bevorrechtigte Annahme geringerer 
Stückzahlen bis zu 50 Stück angedienter Aktien je Aktionär vorgesehen werden 
können. Diese Möglichkeit dient zum einen dazu, kleine Restbestände und eine damit 
möglicherweise einhergehende faktische Benachteiligung von Kleinaktionären zu 
vermeiden. Sie dient zum anderen auch der Vereinfachung der technischen 
Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in allen Fällen eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien 
vorgesehen werden können. Insoweit können namentlich die Erwerbsquote und/oder 
die Anzahl der vom einzelnen andienenden Aktionär zu erwerbenden Aktien 
kaufmännisch so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb ganzer 
Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. In den vorgenannten Fällen ist der 
Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts erforderlich und nach 
Überzeugung des Vorstands und des Aufsichtsrats aus den genannten Gründen auch 
gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären angemessen. 

 
Die Gesellschaft ist nach dem Beschlussvorschlag auch berechtigt, erworbene eigene 
Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden. Die 
Verwendung der eigenen Aktien soll in den folgenden Fällen und aus den folgenden 
Gründen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen können: 

 
(a)  Die Gesellschaft soll über eigene Aktien verfügen, um diese im Rahmen des 

Erwerbs eines Unternehmens, von Unternehmensteilen, von 
Unternehmensbeteiligungen oder von sonstigen Vermögensgegenständen 
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einschließlich Rechten und Forderungen als Gegenleistung gewähren oder um 
auf sonstige Weise Unternehmenszusammenschlüsse durchführen zu können. 
Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen 
zunehmend diese Form der Akquisitionsfinanzierung. Die hier vorgeschlagene 
Ermächtigung soll der Gesellschaft daher die notwendige Flexibilität gewähren, 
um sich bietende Gelegenheiten zur Durchführung entsprechender 
Unternehmensakquisitionen oder des Erwerbs von sonstigen 
Vermögensgegenständen schnell und flexibel ausnutzen zu können. Bei der 
Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die 
Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden.  

 
(b)  Weiterhin soll das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden können, 

um die erworbenen eigenen Aktien Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zur 
Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen stehen, zum Erwerb 
anzubieten oder an solche Personen zu übertragen. Die Gewährung von Aktien 
der Gesellschaft an Mitarbeiter dient der Integration, erhöht die Motivation und 
die Bereitschaft zur Übernahme von Mitverantwortung sowie die Identifikation 
mit dem Unternehmen und liegt damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre. Die eigenen Aktien können hierbei auch zu Vorzugskonditionen 
angeboten bzw. übertragen werden. Es handelt sich also um ein Instrument, das 
im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre eine größere Mitverantwortung 
herbeiführen kann. Die Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts in diesen 
Fällen ist daher sachlich gerechtfertigt und auch gegenüber den Aktionären 
verhältnismäßig.  
 

(c) Der Vorstand soll ferner berechtigt sein, bei Veräußerung der eigenen Aktien im 
Rahmen eines Verkaufsangebots an die Aktionäre der Gesellschaft das 
Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Die Möglichkeit 
des Ausschlusses des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, ein technisch 
durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. Die als freie Spitzen vom 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt 
ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.  

 
Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den 
Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen im Interesse der Gesellschaft 
für erforderlich und geboten und aus den aufgezeigten Gründen sowohl für sachlich 
gerechtfertigt als auch gegenüber den Aktionären für angemessen.  
 
Schließlich sollen die eigenen Aktien von der Gesellschaft auch ohne erneuten 
Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden können.  
 
Der Vorstand wird die Ausübung der Ermächtigung mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
vornehmen. Die Bedingungen werden jeweils zu gegebener Zeit so festgelegt werden, 
dass unter Berücksichtigung der jeweiligen Verhältnisse die Interessen der Aktionäre 
und die Belange der Gesellschaft angemessen gewahrt werden. Der Vorstand wird der 
Hauptversammlung über die Einzelheiten einer Ausnutzung der Ermächtigung zum 
Rückerwerb eigener Aktien bzw. zu deren Verwendung berichten.  

 
 

Reichenberg, im Juli 2023 
 

Der Vorstand 
 

Friedrich Schwab 
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